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Zugestellt an
Proz.—Eev. der
Rev.—Kl. am '
14. April 1964
und en Rev.-

Eckl. gem„ 5 4
VeerG am ' ‘
16° April 1964
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‚V

o l k e 3

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

0 0 0 o ' o 0 0 0 0 0 o 0 s 0 9

Beklagten und Revisionsteklcgtcn,

hat der 9° Serat des Bundessozialgerichte ohne

mtrdliche Verker dlurg em 10e Bär: 1964 unter lit—

wirkung von

Seretspräsident Dr. W e i 8

„ als Vorsitzendcmg'.j. ? _Bundesrichter Dr° M a i s c h
V

31 und
Eurdesrichtcr S c_h i n d l e r

als weiteren Derufsrichtcrn,

Bundess zialriehtcr Ir° D e i t e r und

Bundessezialrichterin B e c k e r
als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt :

Auf die Sprungrevision der Klägerin wird das Urteil

des So: ialgcrichts }Iarr over vcm 7 Kovember 1962

aufgehoben° Lnter Aufhetung der Eescheide ven

13. Iezembcr 1961 und 4. April 1962 wird der Be-

klagte verurteilt, der Klägerin 250,—— DM Ee—
stettungsgeld zu zahleno ’; ft " ’ '

Ier Beklagte hat der Klägerin die außergericht—

lichen Kosten des K age— und Revisicrsverfakrens

zu erstatten°
; iv.

&
' Von Rechts wegeno'
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Die Mutter der Klägerin bezog Elternrentc nach dem Bun—

desversorgungsgesetz (BVG)C Am 200 November 1961 ver—

'Starb sie° Die Klägerin bezahlte die Bestattungskosten

_(879‚—— DM einschließlich Überführung), erhielt vom
Aus gleiche amt nach dem Lastcnausgleichsgesetz (LAG) ein

Sterbegeld von 300,—— DM und beantragte am 300 Lovembcr

1961 Bestattungsgeld nach dem BVG° Im Bescheid vom
130 Dezember 1961 bewilligtc ihr das Versorgungsemt ein

Béstattungsgeld von 2509—- DM, reehnete darauf jedoch

das vom Ausgleichsemt nach 5 277 LAG gezahlte Sterbe-

geld von 300,-— DM an, so daß eine Auszahlung unterbliebo

Der Widerspruch der Klägerin war erfolglos° Das Sozial-

gericht (SG) wies ihre Klage dureh-Urteil vom 70 Novem-

ber 1962 ab und ließ die Berufung wegen grundsätzlicher

Bedeutung der Rechtssache zu° Das Sterbegeld nach

5 277 LAG diene dem gleichen Zweck wie das Bestattungs—

geld nach @ 36 BVG° Es werde auf Grund einer gesetz—

lichen Vorschrift gewährt und beruhc nicht auf einem

gegenseitigen Vertrag; der gleichbleibende Beitrag von

1,—— DM berücksichtigc des Versicherungsri3iko richte

Demgegenüber richte sich der Krankenkassenbeitrag gemäß

@385 der Reichsversicherungsordnung (EVO) nach den Aus—
gaben dcr_Kesseo Auch sei das sterbegeld-naeh @ 202 RVO

von der Höhe des Grundlohnes abhängige Im Gegensatz
zum Sterbcgeld der freiwilligen Mitglieder einer gesetz—

lichen Kreml:enxersieherung sei daher das Ster begeld nach

@ 277 LAG auf da s Bestattungsgeld nach dem BVG gemäß
9 36 Abso 4 BVG anzurechneno ?

Die Sprungrevision der Klägerin, der die schriftliche

Einwilligung des Beklagten nach $ 161 Abs° 1 des Sozial—
gcrichtsgesctscs (SGG) beigefügt ist, rügt Verletzung

- des @364Abs° 4 BVG i„Vg mit @277 LAGo ‘Dei_dem-Sterbe-
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geld nach 5 277 LAGhandle es sich um eine freiwillige
Sterbevorsorge‚'dercn Einführung ausschließlich zum

Ziel gehabt habe‚ in höherem Alter stehenden Anspruchs—

berechtigten nach dem LAG, die regelmäßig nicht mehr

von einer privaten Sterbegeläversieherung aufgenommen

würden, die Wohltat einer Sterbcvorsorge zu erhalten„

Deshalb seien die Leistungen nach @ 277 LAG den Lei-

stungen einer privaten Sterbegcldversieherung gleich-

zusetzen, zumal bei ihrer Anrechnung auf das Bestat—

tungsgeld nach dem BVG eine gerechtfertigte zusätzli-

che soziale Kaßnahme in ihr Gegenteil verkehrt würdco

Die Klägerin hat sich später für ihre Rechtsauffassung

auf ein Urteil des Landessozialgeriehts (LSG) Schleswig

vom 290101963 (AZ D 5 V 226/62) sowie auf einen Er—

laß des Bundesausgleichsamts vom 28„1„1963 (AZ II/4 —
La 3245 —

1/63) bezogeno

Sie beantragt, unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils nach dem Klageantrag zu erkenneno Der Be—
klagte beantragt, die Sprungrevision Zurüekzuweiseno

? 36 Lbs° 4 BVG wolle, ebenso wie die 55 54; 55 und
65 EVQ Doppelzahlungen aus öffentlichen Mitteln ver—

hinderno“ Die überwiegenden Kosten des Sterbegeldes

nach @é77 LAG_würdenaus öffentlichen Mitteln be—
stritten, während die Leistungen der Berechtigten im

Verhältnis daz sehr gering seieno Deshalb könne das

Sterbegeld nach 5 277 LAG nicht einer privaten Sterbe«

geldversicherung gleichgesetzt werden() Daß diese

Leistung nach 5_36 Abs„ 4 BVG auf das versorgungs—
rechtliche Bestattungsgeld anzureehncn sei? Werde

auch durch Ziff() 6 der Verwaltungsvorschriften (VV) zu
%36 BVGverdeutlichto 'u

Mit Einverständnis der Beteiligten ergeht das Urteil

gemäß 5 124 Absa12i8GG ohne mündliche Verhandlungo
"e_.\(u} '?

" ‘.' _;‚
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Die durch Zulassung der Berufung und schriftliche Ein—

willigung des Reehtsmittelgegners statthafte Sprung“

'revision (@ 161 Abs° 1 SGG) ist form— und fristgerecht

eingelegt und begründet worden (55 164, 166 SGG) und
daher zulässig; sie ist auc sachlich begründet°

treitig ist, ob das Sterbegeld nach 5 277 des LAG vom

14, August 1952 (BGBl I, 446) auf das Eestattungsgeld

anzurcchncn ist, das als Versorgungsleistung nach 5 36

BVG beim Tode eines Eesehüdigten und nach % 53 BVG beim

Tode von versorgungsbcrechtigtcn Hinterbliebenen ge—
währt wirdo Esch @ 36 Abs, 4 BVG in der seit dem In—

krafttreten des Ersten Ecuordnungsgesctzes ven 270 Juni

1960 (BGBl I, 453) geltenden Fassung, die der Vor—

schrift des 5 36 Abs° 3 BVGalter Fassung (aF) ent—
spricht, ist eine auf Grund anderer gesetzlicher Vor—

schriften für den gleichen Zweck zu gewährcnde leistung

auf das Eestattungsgeld anzurechncno Diese Vorschrift

ist suslegungsbedürftig° Eindeutig ergibt sich zunächst

aus dem Tortlaut, daß das auf Grund eines Versicherungs—

ygrtrgggg zu zahlende Sterbegeld nach 5 36 A :0 4 BVG
nicht angerechnet werden kann, weil das Gebot der An-

rechnung nur gesetzliche Leistungen betriff „ Zweifel

ergeben sich, ob die Unterscheidung zwischen vertrag—

licher und gesetzlicher Leistung bereits eine auch dem

Zweck des Gesetzes entsprechende erschöpfende Abgrenzung

zwischen snrechnungspflichtigcn und anrccbnursgfrcicnf

Leistungen ermöglicht, Ob mit der Bezeichnung "auf Grund

ndercr gesetzlicher Vorschriften" der Gedanke des Ce-

setzes einen hinreichend bestizmtcn zutreffenden Ausdruck

gefunden hat, hängt von den Wertvorstellungen ab, die er—

kennbsr dem Gesetz zugrunde liegen, Aus ihnen nissen

die rechtlichen Kirkungen abgeleitet werden, die das Ge—

setz erzielen will, Die formulicrung kann unvollkozmen,

_5..-
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zu eng oder zu weit geraten sein° Das Gesetz will in-

eincm näher bestimmten Umfang jedenfalls Doppelleistun—

gen ausschließen° Geht man den Gründen nach, die zu

der Unterscheidung von gesetzlichen und anderen Lei—

stungen geführt haben, so ergibt sich zunächst, daß

keineswegs alle gesetzlichen Leistungen von der An—

rechnung auf das Bestattungsgeld nach dem BVG erfaßt

werden° Nicht darunter fallen zB gesetzliche Ver—

pflichtungen aus dem Privatrecht, wie die Verpflich—

tung des Erben nach 5 1968 BGB, die Kosten der stan—

desgcmäßen Beerdigung des Erblassers zu tragen oder

die entsprechende subsidiärc Belastung des zum Unter—

halt Verpflichteten nach 5 1615 Abs° 2 BGB° Insoweit
wird das öffentliche Interesse, das das Gesetz mit dem

Ausschluß von Doppellcistungcn verfolgt, nicht berührt()

Schon die Begründung zum Reichsvcrsorgungsgesetz (RVG)

vom 12„ Kai 1920 (R}Bl 19 989), das in 5 34 Abs„ 4
bereits die Anrechnung eines auf Grund anderer ge-
setzlicher Vorschriften zu zahlenden Sterbegcldcs
bestimmte, läßt erkennen, daß nur Leistungen aus öf—
fentlichen Mitteln — allerdings im weitesten Sinne —

.gcmeint waren (Drucksachen der Deutschen National—

versammlung 1920, Bd° 10 Nr„ 2663 so 42 zu 5 34 und
RVG 10, 35, 37)„ Daß nach 5 36 Absc 4 BVG eine An-

rechnung der sich aus den @@1968, 1615 Abso 2 BGB
ergebenden Leistungen nicht gewollt sein kann, er—

gibt sich auch daraus, daß nach @ 36 Abs„ 2 BVG vom
Bestattungsgeld zunächst die Kosten der Bestattung

bestritten und an den gezahlt werden, der die Be-

stattung besorgt hato Wäre nach @ 36Äbso 4 BVG auch

die gesetzliche Leistungspflicht des Erben oder Un—
tcrheltspfliehtigcn zu berücksichtigen, so

türdc in

der Mehrzahl der Fälle ein Anspruch auf das Bestat—

tungsgeld nach dieser Vorschrift gar nicht erst ent—

- 6 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_6_„

stehen können; dem Gesetzgeber hat es somit fern gele-

gen, die Anrechnungspflicht auf Ansprüche dieser Art

auszudehner:o Der in 5 36 Abs° 4 BVG verwendete Ausdruck

"auf Grund anderer gesetzlicher Vor schriften" bedarf

daher einer einschankendcn und grundsätzlich auf öf—

fentlich—rechtliche leistungspflichten begrenzten Aus—

legung° Eine weitere Einschränkung für die Abgrenzung

anrechenbsrer und snrcehnungsfrcier Leistungen ergibt

sich aus einem im Gesetz verausgcsetzten Kerzsal, das

allen snrcehnungsfreien Leistungen gemeinsam ist° Es

ist dies die Eigenvorsorge, die der Versorgungsberech-

tigte für den'Todesfall getroffen hat, im Gegensatz zur

staatlichen Vorsorge oder Fürsorge, die die Iigenvor—

sorge cntbehrli ehr seht° Weil die staatliche Iilfe

kraft Cesetscs ein rcift und an die Stelle der dem '

schutzbedürftigen Berechtigten nicht zugc rsuten eder

nicht zugemuteten Vorsorge tritt, erscheint es billig,

diese Hilfe, aber nur sie, snsurcchnen„ So sind Ster—

begeldleistungen auf Grund eines Versicherungsvertrsges

“weder wegen ihrer privetrechtliehcn Grundlage noch v.eil

sie ausschließlich aus Iitteln der Versicherungs— und

‘Beitragsgereinsehsft herrthrcn, von der -nrcckr ung sus—
geschlossen° Wäre es dem Gesetzgeber entscheiden auf

den letztgenannten Me ichts; unkt ungekorfe“ hätte er

das Sterbegeld, des an die in der gesetzlichen Sozi—

elversieherung zu einer Zwangsgemeinschaft susermen—
geschlos: nen Berechtigten gezahlt wird, jedenfalls in

den FLllen en,reehnungsfrei lassen müssen, in denen diese
"'Ieistung ebenso wie bei der privatrechtlichen .ersiehc—

rung - jedenfe lls im vcsentliehen — auf den Icitrtgen

der Gemeinschaft beruht, wie zB in der gesetzlichen

K13n1:enversiehcrung (@ 385 Abs„ 1 BVD); denn das Finan—
zierungssystem der gesetzlichen Frankenvcrsichcrung ist

3
1„
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grundsätzlich auf Beiträge abgestellt (vglo Braekmann,

Handbuch der Sozialversieherung, Bdo II s„ 360 g, 378 a),

Die in 5 36 Abs° 4 RVGgetroffene Unterscheidung zwi—
schen gesetzlichen und anderen Leistungen muß somit

darauf zurückgeführt werden, daß_der Abschluß eines

Versieherungsvertrages vornehmlich (aber nicht aus—
schließlich) als Ausdruck für die ohne gesetzlichen
Zwang getroffene Vorsorge des Berechtigten gelten kann,

die darum auch zugunsten des Berechtigten Berücksich-\

tigung finden soll„ Nach diesem Merkmal ist daher

auch abzugrenzen, in welchen Fällen eine Leistung, die

zwar auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften ge—

währt wird, dennoch anrcchnungsfrci bleibt° Dies

triff nach dem Leitgcdcnken des Gesetzes zu, soweit

leistungen überwiegend oder doch wesentlich auf diese

Bi;envorsorge zurückgeführt werden können und hiervon

ihr besonderes Gepräge erhalteno Das gilt grundsätz-—3

lich für leistungen, die zwar auf Grund gesetzlicher “
Vorschrift erfolgen, aber eine das Reehtsverhältnis

erst begründende Entsehlicßung des Berechtigten vor-
aussetzen9 mit der aus freien Stücken die Verpflich—

tung zu einem Opfer, besonders zur Aufbringung von
Beiträgen übernommen wird,. Eine solche einschränkende

Auslegung nach dem Sinn und Zweck des Gesetzes ent«

spricht auch den *nschauungcn, auf die im sozialen

Rechtsstaat das Verhältnis des Staates zu seinen Bür—

gern
gegründet ist, Soweit der Ville zur Verwirk—

lichung dieser Grundsätze in den Gesetzen v rausge-

setzt werden muß, ist er auch bei ihrer Auslegung zu

'bcaehten, selbst dann, wenn der Wortlaut diesen Willen

nicht oder nur unvollkommcn zum Ausdruck bringt (Ennec—

ceruS—Iippcrdey, AllgoTeil des Bürgerlichen Rechts,

150 Auflo, 1, Halbbgnd, @56, I 4 und 111 nebst wei-
teren Angaben); Je mehr der Staat gezwungen ist, dem

i\wz »
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gestiegenen Sieherungsbedürfnis der Bevölkerung nachzu—

geben, der durch Krieg und Inflation entstandenen Not

und Existenzbedrohung der Bürger durch unmittelbare

gesetzliche Maßnahmen zu steuern und dem Einzelnen die

Sorge für bestinmte Lebenslagen abzunchmen, um so weni—

ger kann er darauf verzichten, das Bewußtsein für die

Unertbchrlichkcit‘selbstvcrantvortlieher Daseinsgcstal—

tung und Selbstbehauptung zu erhalten und zu ermutigeno

Darum ist eine Hilfe, die der Staat nur solchen Dersonen

gewähren will, die bereit sind, auch selbst ein Opfer

zu bringen, im Zweifel nur als eine die Initiative des

Einzelnen untcrstützerde Maßnahmeanzusehen; die nach
gesetzlicher Vorschrift zu gewährcnde Leistung ist dann

in diesem Sinne überwügend der Vorsorge des Dercchtigten

zuzuschrcibcn° Diner Auslegung, die diesen sozialpoli—

tischen Erfordernissen gerecht wird, entspricht bereits

Nro 5 der VV zu © 36 BVG in der Fassung vom 10 Herz 1951

(BAnz Fre 61 vom 300301951); denn dort ist bestimmt,
daß das von einer Krankenkasse der Reichsversicherung

aus einer E;lightygrgighgrgng zu zahlende Sterbcgcld,

ferner das Stcrbegeld der gesetzlichen Unfallv reich01ung
anzurechncn ist° Daß das auf Grund eines freiwilligen

Beitritts gewährte Stcrbegeld von der fnrcchnung au:—
gesehlossen sein soll, folgt aus der ergänzenden De—

stirmung der VV zu 5 36 BVG von 3° September 1958 (BVBl

1958, 102), wonach ein auf Grund freiwilliger Kitglicd—
schaft von dem Träger der gesetzlichen Krenkenversiche-

rung gewährtcs Sterbegeld(nur)an:ureehnen ist, wenn ein

Zuschuß zum Krankcnvcrciehcrungsbcitrag nach 5 381 Lbso
.4 RYO gezahlt werden isto Die VV gehen also davon aus,

daß in den übrigen Fällen freiwilliger Mitgliedschaft

das Sterbegeld„anrcchnungsfrei bleibto Insoweit er—

geben aueh die VV vom 140 August 1961 (BAnz Fr, 161 vom
239801961) keine Abweichung° Damit wird in zutreffender

_9_
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Auslegung des Gesetzes eine Leistung, die sich zwar

aus dem Gesetz ergibt, die aber der Eigcnvorsorge

dcs‘Bcreehtigten ents1ringt, als anrechnungsfrei be?

handelte »

Einer solchen einschränkenden Auslegung des @ 36 Abs°

4 BVG steht auch nicht entgegen, daß die entsprechende

Vorschrift des © 34 RVG in der Praxis der Verwaltung

und in der Rechtsprechung des früheren Reichsversor-
guhgsgerichts eine andere Auslegung gefunden hat(] So;

ist in den Ausführrngsbestinmungcn (AB) zu @ 34 RVG
ausgeführt, "ob der Verstorbene einer reichsgesetZli-

chen Krankenkasse als Pflichtmitglied oder freiwillig

angehört hat, ist für die Anrechnung des von dieser
Kasse gezahlten Sterbegeldes ohne Bedeutung" (Hand-

buch der Reichsversorgung Bd° I, S0 128 Nro 7 zu '

5 34 RVG)O Dieser Auslegung hat sich das Reichsver—.
sorgungsgerieht in der Entscheidung vom 180 März 1931

(RVG 10‚ 35, 37 f) unter Hinweis auf die amtliche Be-
gründung zum RVG angeschlossen9 weil das Gesetz eine

Doppelvcrsorgung der unter besonderen gesetzlichen

Schutz gestellten Personen habe vermeiden wollen() Da—

zu gehörten auch die freiwilligen Mitglieder der Kran—
kenkasse, denn ohne den besonderen Schutz des_Gesetzes

.wären diese Personen auf den Abschluß eines Versiehe— \
rungsvertrages mit einem privaten Versicherungsträgcr

angewieseno Zu demselben Ergebnis gelange man auch;

wenn man den anderen in der Begründung zum RVG zu*5 34

ausgesprochenen Gedanken, das Stcrbegeld solle nicht

zweimal aus öffentlichen Yitteln gezahlt werden„ vor<'
folgen Aueh die Mittel der Krankenkassen seien öffent—

liche Mittel im Sinne des Gesetzeso — Abgesehen davon,

daß nach der Auff ssung des Senats schon die Fassung

_10_
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' des 5 34 RVG nicht zwingend zu dieser Auslegung nötigt9

läßt diese Entscheidung die Bewertung eigenverantwort—

licher Vorsorge des Berechtigten noch ganz hinter einer
auf den Wortlaut abgestelltcn Interpretation zurück—

treten° Ihr kann schon deshalb für das BVG nicht ge—

folgt werden° 1} ‘

Allerdings ließe sich gegen die hier grundsätzlich ver—

tretene einschränkcnde Auslegung des 5 36 Abs. 4 BVG
noch einwendcn, wenn das Gesetz von der durch die Ver—

waltungspraxis der Versorgungsbehörden und die Recht—

sprechung des Reichsvcrsorgungsgerichts gefestigten Aus—

legung des © 34 RVG abweichen wollte, hätte dies deut-
lich zum Ausdruck kommen müssen; der Gesetzgeber hätte

nicht den Wortlaut des @ 54 RVG im wesentlichen über—
nehmen dürfen, wenn er etwas anderes gemeint habe als

nach der Rechts radition aus der Vorschrift zu folgcrn .

seio' @34 Abs„ 4 RVGist jedoch bereits auf Grund eines
rlasscs des Oberkonmsndos der Wehrmacht vom 160 Januar

1941 für alle nach dem 31ochsember 1940 eingetretenen

Todesfälle nicht mehr angewendet werden (RVBl 1941 rr„ 2

So 21)„ In dem Erlaß, der diese Anordnung enthält9

heißt es: "Es ist beabsichtigt, WFVG& 102Abso4 und
RVG @ 34 Abs° 4, betr° Anrechnung der nach anderen Ce—
setzen für Zwecke der Beerdigung gewährten Bezüge auf

das Eestattungs— (Sterbc—) geld zu streichen"o- Daraus
muß entnommen werden, daß die Vorschrift, jedenfalls mit

der Auslegung, die sie in der Praxis der Verwaltung ge—
funden hatte, bereits 1941 als unbillig oder unzcitgeräß

empfunden wurde() Auch hatte das Reichsversiehcrungscmt

der ähnlich gefaßten Vorschrift des @ 205 b RVG bereits

die l*slegung gegeben, daß das auf Grund einer freiwilli—

gen Iitglicdschaft bei der gesetzlichen Krankcnversiehc—

rung gezahlte Stcrbcgcld nicht auf das Familiensterbegeld

.
1 . .

'
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anzurechnen sei (vglo die von der Revision zitierte Ent—

scheidung des RVA in EuH 21, 461)() Wenn auch regel—

mäßig die unveränderte Übernahme einer Vorschrift in ein

Gesetz als eine Erneuerung des vorangegangenen Rechts—

zustandes und als eine Bestätigung der früheren Ausle—

gungsergebnisse gelten kann (vglo zB BFH, Urteil vom

1, August1958- BStBl Ill 590, 391; RGZBd, 42, 253,
237), so würden hier durch eine solche Unterstellung wc—

scntliehc Auslegungsgrundsätze verletzt werden, denn be—

reits 1941 hatten sich die Bedenken gegen die 1920 er—
lassene Versöhrift durchgesetzt, Für den Gesetzgeber,

de BVG konnte es sich, wenn er von einer Anrechnung an-

‘c er gesetzlicher Leistungen nicht absehen wollte, nur

arum handeln, den Gedanken der Anrechnung mit neuem

eist zu erfüllen, nicht aber darum, mit der Vorschrift
eine schon lange als zu weitgehend erkannte Auslegung

C
)

'!(‘;
D

Q
-f

zu erneuern° Für ihn konnte nur maßgebend scin,’daß das

rundgesetz aus der Erfahrung der jüngsten Vergangenheit

auch zu einer Neubesinnung über das Verhältnis zwischen
Individuum und Gemeinschaft, zwischen den sozialen

Pflichten des Staates, ihren Grenzen und Beueggründcn

sowie der sozialen, persönlichen und sittliehcn Verant—

;ortung des Einzelnen geführt hatte, Nur auf dem Boden

dieser Anschauungen, die der Fersönlichkeit wieder zu
voller Entfaltung verhelfen und sie in diesem Bemühen

unterstützen wollen — vgl° Arto 2 Abs, 1, 20 Abs, 1,

28 Abs° 1 GG — kann eine Vorschrift wie die des 5 36

Abs° 4 BVG trotz der aus einem früheren Gesetz übernom—

menen Fassung sachgerecht ausgelegt werden° Mit Rücksicht

hierauf ist es auch unerheblich, daß die Verhandlungen

de

fr

Ausschuss s für Kriegsepfer— und Kriegsgefangenen—C
l

“]„gen des Deutschen Bundestages oder die amtliche Be—
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gründung zum BVG (Deutscher Bundestag, 10 Wahlperiode
1949, rucksaehe Hr° 1533 S0 58 zu @ 85 — Bestattunge—
geld —) nähere Ausführungen darüber vermissen lassen,

ob 5 36 BVGin einen engeren oder weiteren Sinn zu ver—
stehen ist° Im übrigen ergibt sich aus dem Erlaß des

BMAvom 31; Januar 1957 (BVBl 1957 so 34), daß die Be—
handlung des Sterbcgeldes bei freiwilliger Nitglied—

schaft in der gesetzlichen Krankenversicherung immerhin

Gegenstand der Erörterungen bei den Beratungen sun BVG

war, und zwar in dem Sinn, "nur das aus einer Pflicht—

versicherung zu gewährendc Sterbegeld auf das Bestat—

tungsgcld anzurcchren (Nrn 5 zu 9 36 BVG), weil die Auf—
fassung vertreten wurde, daß das auf einer freiwilligen

Leistung beruhende Stcrbegeld nicht-berücksichtigt wer—
den dürfe", Diese Auffassung_ist dann auch der Aus—

legung des Gesetzes in den VV zugrunde gelegt werdeno

Tann der wirkliche Wille des Gesetzgebers dbrnoch im

Wortlaut der Gesetzesbcstimmung selbst nicht deutlicher

zum Ausdruck gekommen ist, so bleibt zu berücksichtigen,

daß die Gesetzgebung des mit Arbeit überhäuftcn Bundes—
tags auch sonst vielfach zu ein r unausgerciftcn Fassung

geführt hat° Es ist in diesen Fällen Aufgabe der_Reehte

s rcchung, auch dem nur undeutlieh zum Ausdruck ge—

kommenen Gesetz swillcn Geltung zu verschaficno

Ist hiernach die auf Grund anderer gesetzlicher Vor—

schriften zu gewährendc Leistung überwiegend der pri—

vaten Vorsorge des Berechtigten zususchrcibcn, d„ho

seiner freiwilligen, mit der Zahlung von Beiträgen ver—
bundenen Entscheidung, so kann sie hinsichtlich der An—

rechnung auf das Bestattungsgeld nach 5 36 A s. 4 BVG
nicht einer Leistung gleichgestellt werden, die allein

und unmittelbar auf Grundidee Gesetzes, insbesondere

T
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des in ihm angeordneten Eeitritts im Rahmen eines Ver—

sicherungsznengs erfolgt° hit diesen Ergebnis stirmt

die im Urteil des 8. Senats von 27° Februar 1963 (ESG

SozR BVG @ 36 Ca 3 Kr‚ 5) vertretene !uffcssung überein,
wonach das auf Grund freiwilliger V rsicherung in der

Rentner— Irenlmerxer iche “ung ven ein er rtslzrcnl:e see

5ewih.rte :ct2Lngsnl■ig erhthte Cterbegeld (@ 204
nEVO)

dann auf das Testattrrcs geld nach dem BVG anzurcehnen

ist, wenn der Träger der Eentenversichcrung einen lus—
gleichshetrag gemäß 5 381 Lbs. 4 RVO geleistet hate

lern dieser ;usgleichsbetrag hat im wesentlichen die

Funktion der Übernahme einer Ieitregsles für die Kran—
kenversicherung, so daß die Beiträge des Berechtigten‘

infolgedessen nicht rehr ins Gewicht falleno Hier hat

senit die freiwillige Versicherung nicht die Bedeutung,

daß die leistung wesentlich auf der nit Opfern verbun—
denen eigenen Vers rge des Ecrccht igten hc-“uht

haeh @ 277 LAG können die
Empfänger

von Unterhaltshilfe

beentregen, daß im falle ihre es Todes oder des Todes ih—

res ;he getten ein Sterbegeld von 3co‚—— DM gezahlt wird
Sie tragen zu den entstehenden I(osten monatlich 1,—— DM,

für den 1hegctten 0,50 II bei. ‘Fcch @ 277 Abs. 3 LAG
kann der Antrag nur bis zum Ablauf eines Jahres nach

Rechtelreit des Bescheides über die Gewährung von Unter—
heltehilfe gestellt werden‚ Bas Stcrbeceld wird an die—
jenige Zersen ausgezahlt, die der Ynterhaltshilfcerpffn—
ger als enpf engsher echt igt erlrlirt hat, im Zweifel an die-

jenige I rsen, die nachweislich die Iestattuncskosten 5e-
trecen hat (@ 277 Lbs° 4 LAG). Die Zahlung des St erbe—
geldes nach 5 277 IAQ beruht senit auf dem Gesetz. Es
verlangt aber als Voraussetzung der leistung einen frist—

rereeht gestellten und, Mu die freiwillige Intschlie■ung
des tnterha lt: hilfeerrfä eÜCCTs gegründeten fntreg, der mit

_ 14
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der Verpflichtung Zur Zahlung des Kostenbeitrages ver—
bunden ist° Die Regelung enthält somit zwar.ein Element

der Fürsorge für einen durch die Folgen des Krieges

besonders betroffenen Kreis von Personeno Der Staat

gewährt die Hilfe aber nur, wenn der Berechtigte bereit

. ist, ein seinen wirtschaftlichen Verhältnissen ange—

paßtes Opfer_zu bringen, Der Antrag des Berechtigten

hat mit dem privatreehtlichen Vertrag die Freiheit der

Entsehließung und die Übernahme der sich daraus erge-
benden Verpflichtung gemeinsa„o Da der Gesetzgeber die

Gewährung des Sterbegeldes nicht schon an den Bezug von

Unterhaltshilfe geknüpft.hat‚ sondern einen Antrag ver—

langt, kann die Fürsorge des Staates nur den Zweck ha-

ben, den Berechtigten, der sich aus eigener Verant—

wortung zur Vorsorge für den Todesfall entschließt,

unterstützend zur Seite zu treteno Ob der Gesetzgeber

sich deshalb zu dieser Unterstützung veranlaßt sah,
weil die in höherem Alter stehenden Anspruchsberechtig—

ten, wie die Revision meint, regelmäßig nicht mehr von
einer privaten Sterbcgeldvcrsieherung aufgenommen würden,

kann dahinsteheno Denn auch ohne Rücksicht hierauf

erlangt das nach 5 277 BAG zustande gekommene Rechts—

verhältnis jedenfalls den ihm eigentümliehen Charakter

durch die mit Opfern verbundene Vorsorge des Berechtig—

ten, zu der erst ergänzend die staatliche Förderung hin—

zutritto Damit sind aber die Merkmale erfüllt, die bei

einer einschränkenden Auslegung des 5 36 Abs° 4 BVG zur
' Anrechnungsfrciheit des Sterbcgeldes nach 5 277 LAG auf

das Bestattungsgeld nach dem BVG führen, Wenn die Auf—

fassung vertreten worden ist (Düsseldorf in BVBl 1963,

S0 48), das Sterbegeld nach 5 277 LAG könne nicht nach
5 36 Abs° 4 BVG anrechnungsfrei bleiben, weil hier —

anders als bei der freiwilligen MitgliedSchaft in der

gesetzlichen Krankcnversiehcrung — der Beitrag nicht
|.
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V"risikogerecht" sei, so kommt es nach der Meinung des
'Senats nicht auf dieScn Gesichtspunkt, sondern darauf

an, daß das Gesetz in % 36 Abso 4 BVG die eigenverant—
“wortliche Vorsorge des Berechtigten auch dann schützen

will, wenn sich wegen der Schutzbcdürftigkeit des Be—

rechtigten eine Unterstützung dieser V rs rgc als not—

wendig erweist° Im übrigen entspricht auch der Bei—
trag9 den in der gesetzlichen Krankenversichcrung der

freiwillig Versicherte zahlt, keineswegs den von dem

Träger der Versicherung übernommenen individuellen

Risiko° Zum W sen der Sozialvcrsicherung gehört das

Prinzip des sozialen Ausgleichs; es knüpft nicht, wie

die privatrcchtlichen Yersicherungsbedingungen, an die

indi iduellcn Verhältnisse
an9 sondern bemißt in der

Krankenversicherung den Beitrag nach dem Grundlohn
(@ 385 Abso 1 RVG), also unabhängig von dem Gesundheits—
zustcnd, dem Lebensalter, dem Beginn der Versicherung

oder dem Familienstand; eine solche typische Regelung

ist darum auch nicht in der Lage, den Beitragssatz

an den Wert der im—Versichcrungsfall zu gewährendcn

Leistun"cn anzupassen (Breekmann, Handbuch der Sozial—

vcrsichcrung,'ßdo 19 80, 80 a)o ‘

Da sonach das Sterbegeld nach % 277 LAG nicht auf das‘

Bestattungsgeld nach dem BVG anzurechncn ist, kann der

in_Nr° 6 der VV zu 5 36 BVG in der Fassung vom 14() Au—

gust 1961 (BAnz Era-161).zum Ausdruck gebrachten gegen—
teiligcn Auslegung des Gesetzes nicht zugestimmt werdeno

Hier handelt es sich um die freiwillige Übernahme eines
bestimmten Opfers für eine einzelne gezielte Leistung,

nicht, wie etwa bei der freiWilligen Mitgliedschaft in

—16-
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der gesetzlichen Krankentérsicherung um die Übernahme
der Beitragspflicht für eine Vielzahl von Leistungen„

von denen das Sterbegcld nur eine Nebenlcistung isto
Darum erscheint die Heräusnahme des Sterbegcldcs nach

@ 277 LAG aus den anrechnungspfliehtigen Leistungen

noch eher gerechtfertigt als in den Fällen der frei—
willigen Mitgliedschaft zur gesetzlichen Krankenvcr—
sicherungo Es ist ferner zu bedenken; $enn der Gesetz—
geber in Kenntnis der Anrechnungsbestimmung des 5 36
Abs} 4 BVG auch den Besehädigten nach dem BVG und den

versorgungsberechtigten Hinterbliebenen den Bezug des

Stcrbcgeldes nach @ 277 LAG ermöglicht hat, so wollte

er ihnen damit nicht eine für sie wértlose Rechtswohl-
tat erweiseno @ 277 LAG würde aber die Berechtigten

nur zu sinnlosen Kosten verleiten, wenn das nach dieser

Vorschrift zu gewährende Sterbegeld anzurcchncn wäre?

so daß die Wohltat sich in Plage verwandeln würde0

@277 LAG ist daher als eine Bestätigung für die Rich-
tigkeit einer einschränkcnden Auslegung des @ 36 AbSo

4 BVG'anzuseheno Ein Vergleich mit 5 276 LAG, der die
Krankenversorgung der Empfänger von Unterhaltshilfc

regelt9 läßt den Zweck des Gesetzes noch deutlicher here

vertreten; dennin 5 276 Abs„ 1 Satz 3 LAGist bestimmt‚
daß die ’rankenvcrsorgung entfällt, wenn nach dem BVG

ein Anspruch auf entsprechende Leistungen besteht; Sie

wird nur subsidiär gewährto Ein entsprechender Hinweis

'in @ 277 LAG fehlt, woraus zu entnehmen ist, daß das

Stcrbcgeld als eine eigenständige, von anderen Bezügcn
unabhängige Leistung gewährt werden sollte° Las ent—

spricht auch dem in 5 2 Buchst„ d) der Verordnung (VO)

' zu % 33 BVGvom 2„ August 1958 (BGBl I? 657) und in
@2 Abs° 1 Nro 4 der VO vom 110 Januar 1961'(BGB1 I‚ 19)
aufgestellten allgemeinen Grundsatz, wonach — allerdings
mit Beschränkung auf die Feststellung der Ausgleichs—

rente — Leistungen nach dem LAG schlechthin unberüek—

siehtigt bleibeno ‘
. „.

. ‘; 17
_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 17 „

Nach alledem ist die Anrechnung des Sterbcgeldes aus
_@ 277 LAG auf das Bestattungsgcld naeh @ 36 Abs„ 4 BVG

nicht gerechtfertigto ' "

Da das SG somit die Klage unter Verletzung des 5 56

Abso 4 BVG abgewiesen hat, unterliegt sein Urteil dcr‘v

Aufhetunga Gleichzeitig müßten die angefochtenen Be—
scheide aufgehobcn'und der Beklagte zur Zahlung des

Bestattungsgeldesvon 25o,——DMan die Klägerin ver—
urteilt werden (5 170 Abs° 2 Satz 1 SGG)O

Die Kostencntscheidung beruht auf 5 193 sGG„_
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